
3.1.14 Gesetz zur Förderung von Vorruhestandsleistungen (Vorruhestandsgesetz – 
VRG) 

Vom 13.04.1984 (BGBl. I S. 601), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2005 
(BGBl. I S. 3686) 

§ 1   Grundsatz 

(1) Die Bundesanstalt für Arbeit (Bundesanstalt) gewährt Arbeitgebern Zuschüsse zu den 
Aufwendungen für Vorruhestandsleistungen an Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet und 
ihre Erwerbstätigkeit beendet haben. 

(...) 

§ 2   Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Anspruch auf den Zuschuß setzt voraus, dass  

1. der Arbeitgeber auf Grund eines Tarifvertrages, einer Regelung der Kirchen und der 
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften oder einer Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer 

dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer Vorruhestandsgeld in Höhe von mindestens 65 vom Hundert des 
Bruttoarbeitsentgelts im Sinne des § 3 Abs. 2 gezahlt hat und 

Vorruhestandsgeld bis zum Ablauf des Kalendermonats zu zahlen hat, in dem der ausgeschiedene 
Arbeitnehmer das 65. Lebensjahr vollendet, längstens bis zum Ablauf des Kalendermonats vor dem 
Monat, von dem ab der ausgeschiedene Arbeitnehmer Altersruhegeld vor Vollendung des 65. 
Lebensjahres, Knappschaftsausgleichsleistung oder ähnliche Bezüge öffentlich-rechtlicher Art 
beanspruchen kann, 

(...) 

 


